
From: Goedecke, Gerrit  
Sent: Montag, 3. November 2025 12:47 
To: 'dennis.rohde@bmf.bund.de' <dennis.rohde@bmf.bund.de>; 'steƯen.meyer@bmf.bund.de' 
<steƯen.meyer@bmf.bund.de>; 'michael.schrodi@bmf.bund.de' 
<michael.schrodi@bmf.bund.de>; 'bjoern.boehning@bmf.bund.de' 
<bjoern.boehning@bmf.bund.de>; 'ulrich.lange@bmv.bund.de' <ulrich.lange@bmv.bund.de>; 
'christian.hirte@bmv.bund.de' <christian.hirte@bmv.bund.de>; 'stefan.schnorr@bmv.bund.de' 
<stefan.schnorr@bmv.bund.de>; 'levin.holle@bk.bund.de' <levin.holle@bk.bund.de>; 
'michael.stern@bk.bund.de' <michael.stern@bk.bund.de> 
Cc: Dr. Matthias Schlotmann <schlotmann@uvsek.de>; Matthias Frederichs 
<m.frederichs@bvbaustoƯe.de> 
Subject: Trassenpreisförderung erhöhen – Belastung der heimischen RohstoƯbranche 
verhindern  

 

 

Sehr geehrte Herren, 

der Verband der Kali- und Salzindustrie e.V., der Bundesverband BaustoƯe – Steine und Erden 
e.V. und der Bundesverband Keramische RohstoƯe und Industrieminerale e.V. vertreten die 
Interessen von über 4.000 heimischen RohstoƯunternehmen mit über 160.000 
Beschäftigten, die in Deutschland mineralische RohstoƯe wie z.B. Natursteine, Kies, Sand, 
Kalkstein, Gips, keramische RohstoƯe und Industrieminerale sowie Kali und Salz gewinnen. Wir 
sind ein wesentlicher Teil der deutschen GrundstoƯindustrie – unsere Produkte bilden die 
Grundlage für unzählige Wertschöpfungsketten. Mithilfe der RohstoƯe, die unsere 
Mitgliedsunternehmen in Deutschland unter Wahrung höchster Arbeits- und 
Umweltschutzstandards gewinnen, werden Industrieprodukte hergestellt und Bauprojekte 
realisiert – vom Kindergarten bis zur Eisenbahnbrücke. Wir versorgen Wirtschaft und 
Gesellschaft mit den RohstoƯen, die sie brauchen – sicher, verlässlich und resilient.  

Unsere Mitglieder wären von den drohenden Trassenpreiserhöhungen im Güterverkehr 
stark betroƯen. Denn: Viele von ihnen setzen für den Transport Ihrer Produkte dort, wo es 
möglich ist, auf den klimafreundlichen Schienengüterverkehr und bauen die Nutzung dieses 
Transportweges im Rahmen der Transformation weiter aus. Sie als Abgeordnete kennen die 
großen Bergwerke, Tagebaue, Steinbrüche oder Kiesgruben in Ihren Wahlkreisen und wissen, wie 
stark diese bereits heute im Wettbewerb stehen. Eine Erhöhung der sogenannten 
Schienenmaut würde den Verkehrsträger Schiene im Wettbewerb benachteiligen und 
RohstoƯe für den Bau und die Industrieproduktion weiter verteuern, damit unsere 
Mitgliedsunternehmen unter noch stärkeren wirtschaftlichen Druck setzen und letztlich 
Industriearbeitsplätze und Versorgungssicherheit direkt gefährden.  

  



In der Anhörung im Verkehrsausschuss des Deutschen Bundestages am 13.10. wurde von allen 
Experten einhellig hervorgehoben, dass die Trassenpreiserhöhung dringend abgewendet werden 
muss. Der Verband der Chemischen Industrie hat hierbei eindringlich auf die starken Folgen für 
deutsche Industrieunternehmen durch die anstehenden Trassenpreiserhöhungen hingewiesen 
und auch betont, dass das vorliegende Trassenpreisabmilderungsgesetz nicht ausreicht, um die 
Preissteigerungen zu kompensieren. Insbesondere, da der Deutsche Bundestag im 
Bundeshaushalt 2025 das Eigenkapital an der Deutschen Bahn AG weiter erhöhte, wodurch sich 
die Trassenpreise ab 2026 nicht reduzieren, sondern noch einmal zusätzlich erhöhen werden. 
Sollte der Bundestag das Gesetz unverändert verabschieden – und den 
Eigenkapitalzinssatz nicht weiter absenken – werden die Kosten für den 
Schienengütertransport deutlich steigen. Diese Kostenerhöhung müssten unsere 
Mitgliedsunternehmen nicht nur 2026, sondern auch 2027 und ggf. auch in den Folgejahren 
tragen, denn die avisierte Trassenpreisreform soll nach den Worten von Bundesverkehrsminister 
Schnieder erst Mitte 2027 beginnen. Wann und ob diese notwendige Reform dann 
abgeschlossen werden kann, ist derzeit vollkommen oƯen.  

Bis die Reform durchgeführt und die Trassenpreise grundsätzlich in ein anderes System 
überführt und gesenkt werden, muss der Bund die Trassenpreisförderung mit den 
Trassenpreiserhöhungen harmonisieren. Hierfür müssen die Mittel für die Trassenpreisförderung 
im Bundeshaushalt 2026 auf mindestens 350 Millionen Euro aufgestockt werden.  

Vor diesem Hintergrund bitten wir Sie im Namen der rohstoƯgewinnenden Unternehmen darum, 
sich in den anstehenden finalen Verhandlungen zum Gesetz zur Abmilderung des 
Trassenentgeltanstiegs bei den Eisenbahnen des Bundes (Bundestagsdrucksache 21/1499) für 
ein möglichst niedriges Zinsniveau und in der Schlussphase der Beratungen zur Aufstellung 
des Bundeshaushaltes 2026 für eine Erhöhung der Trassenpreisförderung auf mindestens 
350 Millionen Euro einzusetzen. Nur in Kombination beider Maßnahmen können Preisanstiege 
bei den Trassenpreisen 2026 verhindert werden.  

 

Diese Nachricht geht auch den Abgeordneten der Arbeitsgruppen Verkehr und Haushalt der 
CDU/CSU- und der SPD-Bundestagsfraktion zu.  

Für den weiteren fachlichen Austausch stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Gerrit Gödecke – Verband der Kali- und Salzindustrie e.V. – gerrit.goedecke@vks-kalisalz.de 

 

Dr. Matthias Frederichs – Bundesverband BaustoƯe - Steine und Erden e.V. – 
m.frederichs@bvbaustoƯe.de 

 

Dr. Matthias Schlotmann – Bundesverband Keramische RohstoƯe und Industrieminerale e.V. – 
schlotmann@uvsek.de 

 


